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DURCHFUHRUNGSBESCHLUSS (EU) 201 5/2040 DER KOMMISSION
vom 13. November 2015

iiber die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens bestimmter Provinzen Kanadas fiir zentrale
Gegenparteien mit den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europiischen
Parlaments und des Rates iiber OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 iiber
OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister ('), insbesondere auf Artikel 25 Absatz 6,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)  Das in Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 dargelegte Verfahren fur die Anerkennung zentraler
Gegenparteien (im Folgenden ,CCPs“) aus Drittstaaten, deren Regulierungsstandards den Regulierungsstandards
dieser Verordnung gleichwertig sind, soll es den in solchen Drittstaaten anséssigen und zugelassenen CCPs
gestatten, fir in der Union ansissige Clearingmitglieder oder Handelspldtze Clearingdienste zu erbringen. Dieses
Anerkennungsverfahren und der in diesem Rahmen vorgesehene Gleichwertigkeitsbeschluss tragen somit zur
Erreichung des tibergeordneten Ziels der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 bei, das Systemrisiko dadurch zu
verringern, dass auch beim Clearing auferborslich gehandelter (im Folgenden ,OTC“-) Derivatekontrakte auf
sichere und solide CCPs zuriickgegriffen wird, einschlieSlich solcher, die in einem Drittstaat ansdssig und
zugelassen sind.

(2)  Damit die rechtlichen Bestimmungen eines Drittstaats als gleichwertig mit den EU-Bestimmungen fiir CCPs
betrachtet werden konnen, sollten die geltenden Rechts- und Aufsichtsmechanismen zu einem gemessen an den
verfolgten Regulierungszielen gleichwertigen wesentlichen Ergebnis fihren wie die Anforderungen der Union.
Diese Gleichwertigkeitspriifung soll deshalb die Gewissheit verschaffen, dass die Rechts- und Aufsichtsme-
chanismen der kanadischen Provinzen Alberta, British Columbia, Manitoba, Ontario und Quebec (im Folgenden
,betroffene Provinzen®) gewihrleisten, dass dort ansissige und zugelassene CCPs fir in der Union ansissige
Clearingmitglieder und Handelsplitze nicht mit einem hoheren Risiko einhergehen als in der Union zugelassene
CCPs und somit in der Union kein inakzeptabel hohes Systemrisiko darstellen.

(3)  Der vorliegende Beschluss stiitzt sich auf die Bewertung, ob die in den betroffenen Provinzen geltenden Rechts-
und Aufsichtsmechanismen zu gleichwertigen Ergebnissen fithren wie die Anforderungen der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 und sie angemessen sind, um die Risiken, denen in der Union ansissige Clearingmitglieder und
Handelsplitze ausgesetzt sein konnten, zu mindern. Besonders beriicksichtigt werden sollte dabei, dass Clearingta-
tigkeiten an kleineren Finanzmairkten als dem der Union mit erheblich geringeren Risiken verbunden sind.

(4)  Nach Artikel 25 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 miissen drei Bedingungen erfiillt sein, damit die
Rechts- und Aufsichtsmechanismen, die in einem Drittstaat fiir dort zugelassene CCPs gelten, mit den in der
Verordnung festgelegten Mechanismen als gleichwertig betrachtet werden kénnen.

(5)  Der ersten Bedingung zufolge miissen die in einem Drittstaat zugelassenen CCPs rechtsverbindliche
Anforderungen erfiillen, die den Anforderungen des Titels IV der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 entsprechen.

(6)  Die rechtsverbindlichen Anforderungen Kanadas fiir CCPs, die in den betroffenen Provinzen zugelassen sind,
bestehen in den jeweiligen Wertpapiergesetzen und den dazu von der jeweiligen provinzeigenen Wertpapierregu-
lierungsbehorde erlassenen Vorschriften und Verordnungen sowie allen weiteren Beschliissen, Anweisungen oder
Verfiigungen, die von den betreffenden Wertpapierregulierungsbehorden erlassen wurden (im Folgenden
,provinzeigene Wertpapierordnung®) und fiir die in diesen Provinzen titigen CCPs gelten.
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(7)  Fir die Zwecke dieses Beschlusses handelt es sich bei diesen Wertpapierregulierungsbehorden um die ,Alberta
Securities Commission” (im Folgenden ,ASC“) in Alberta, die ,Autorité des marchés financiers* (im Folgenden
»AMF“) in Quebec, die ,British Columbia Securities Commission” (im Folgenden ,BCSC®) in British Columbia, die
,Manitoba Securities Commission“ (im Folgenden ,MSC*) in Manitoba und die ,Ontario Securities Commission®
(im Folgenden ,0SC*) in Ontario. Die Wertpapierregulierungsbehorden arbeiten zusammen, um das
Wertpapierrecht weiterzuentwickeln und umzusetzen und das bestehende Recht in konsistenter und koordinierter
Weise zu verwalten, zu iiberwachen und durchzusetzen.

(8)  Eine CCP, die ihre Geschiftstatigkeit in einer der betroffenen Provinzen ausiiben will, muss iiber eine Zulassung
der betreffenden Wertpapierregulierungsbehorde verfiigen. Diese Zulassung kann entweder in Form der
Anerkennung oder in Form einer Freistellung von der Anerkennung erfolgen. Die Anerkennung beinhaltet die
vollumfingliche Anwendung der jeweiligen provinzeigenen Wertpapierordnung. CCPs, die in mehreren
betroffenen Provinzen titig sind, miissen in mindestens einer Provinz als anerkannte CCP zugelassen sein und
unterliegen den jeweils strengsten Anforderungen der Provinzen, in denen sie titig sind. CCPs, die bereits in einer
anderen Provinz anerkannt sind und somit der direkten Beaufsichtigung durch die Wertpapierregulierungsbehérde
der Provinz unterstehen, in der die Anerkennung erteilt wurde, werden iiblicherweise von der Anerkennung
freigestellt, sofern sie von der zustindigen Wertpapierregulierungsbehorde nicht als systemrelevant oder als
erhebliches Risiko fur die Kapitalmérkte eingestuft werden. Gelten fiir die von der Anerkennung freigestellten
CCPs in den Provinzen, in denen sie anerkannt wurden, weniger strengen Anforderungen als in den Provinzen, in
denen sie von der Anerkennung freigestellt sind, werden ihnen von den Wertpapierregulierungsbehorden
zusdtzliche Bedingungen auferlegt. Besteht die Moglichkeit, dass CCPs ein systemisches Risiko fiir das kanadische
Finanzsystem darstellen, konnen sie auch von der Bank of Canada als systemrelevant eingestuft werden.

(9)  Die rechtsverbindlichen Anforderungen fiir in Alberta zugelassene CCPs bestehen im Wertpapiergesetz
(»Securities Act”) von Alberta, den dazu erlassenen Vorschriften und Verordnungen sowie simtlichen Beschliissen,
Anweisungen oder Verfugungen der ASC (im Folgenden ,Wertpapierrecht von Alberta®). Um in Alberta
Clearingdienste erbringen zu diirfen, benotigt eine CCP eine Zulassung der ASC als anerkannte Clearingstelle oder
als von der Anerkennung freigestellte Clearingstelle (im Folgenden ,freigestellte Clearingstelle”). In Alberta
zugelassene CCPs miissen das Wertpapierrecht von Alberta einhalten. Als anerkannte Clearingstelle werden CCPs
von der ASC generell dann zugelassen, wenn diese es fir sinnvoll halt, sie ihrer Aufsicht zu unterstellen. Bei
einigen Clearinghdusern, die in anderen Provinzen anerkannt sind, kann sich die ASC allerdings auch auf die
Beaufsichtigung durch eine andere Wertpapierregulierungsbehorde verlassen. Die ASC kann die Zulassung einer
Clearingstelle als anerkannte oder freigestellte Clearingstelle von Bedingungen abhingig machen. Die ASC hat fiir
alle Clearingstellen, die von ihr als anerkannte Clearingstellen zugelassen wurden, Anerkennungsverfugungen
erlassen, wonach die betreffenden Clearingstellen die im April 2012 vom Ausschuss fiur Zahlungs- und
Abrechnungssysteme (') (,Committee on Payment and Settlement Systems“) und der Internationalen Organisation
der Wertpapieraufsichtsbehorden (,International Organization of Securities Commission“) aufgestellten
Grundsitze fir Finanzmarktinfrastrukturen (Principles for Financial Market Infrastructures”, im Folgenden
,PFMI) einzuhalten haben.

(10) Die rechtsverbindlichen Anforderungen fiir in British Columbia zugelassene CCPs bestehen im Wertpapiergesetz
(»Securities Act) von British Columbia, den dazu erlassenen Vorschriften und Verordnungen sowie den
Verfigungen der BCSC. Um in British Columbia Clearingdienste erbringen zu diirfen, benétigt eine CCP eine
Zulassung der BCSC entweder als anerkannte Clearingstelle oder als von der Anerkennung freigestellte
Clearingstelle (im Folgenden ,freigestellte Clearingstelle®), was von verschiedenen Faktoren abhingt, darunter den
Auswirkungen der Tatigkeit der betreffenden Clearingstelle in British Columbia. Die BCSC kann die Zulassung
einer Clearingstelle als anerkannte oder freigestellte Clearingstelle von Bedingungen abhingig machen. Die BCSC
hat fir alle Clearingstellen, die von ihr als anerkannte Clearingstellen zugelassen wurden, Anerkennungsver-
fugungen erlassen, wonach die betreffenden Clearingstellen die PFMI einzuhalten haben.

(11) Die rechtsverbindlichen Anforderungen fiir in Manitoba zugelassene CCPs bestechen im Warentermingesetz
(-Commodity Futures Act) von Manitoba, dem Wertpapiergesetz (,Securities Act”) von Manitoba und den dazu
erlassenen Vorschriften und Verfiigungen der MSC. Um in Manitoba Clearingdienste erbringen zu diirfen, benotigt
eine CCP eine Zulassung der MSC entweder als anerkannte Clearingstelle fiir Warentermingeschifte, als
anerkannte Clearingstelle fur andere Wertpapiergeschifte oder als von der Anerkennung freigestelltes
Clearinghaus bzw. freigestellte Clearingstelle (im Folgenden freigestelltes Clearinghaus® bzw. freigestellte
Clearingstelle”). Die MSC kann die Zulassung einer Clearingstelle oder eines Clearinghauses als anerkannte oder
freigestellte Clearingstelle bzw. als anerkanntes oder freigestelltes Clearinghaus von Bedingungen abhingig

(") Seit dem 1. September 2014 nennt sich der Ausschuss fiir Zahlungs- und Abrechnungssysteme (,Committee on Payment and Settlement
Systems“) Ausschuss fiir Zahlungsverkehr und Marktinfrastrukturen (,Committee on Payment and Market Infrastructures®, kurz ,CPMI*).
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machen. Die MSC hat fur alle Clearingstellen und Clearinghduser, die von ihr als anerkannte Clearingstellen bzw.
anerkannte Clearinghduser zugelassen wurden, Anerkennungsverfugungen erlassen, wonach die betreffenden
Clearingstellen bzw. Clearinghiuser die PFMI einzuhalten haben.

(12) Die rechtsverbindlichen Anforderungen fiir in Ontario zugelassene CCPs bestchen im Wertpapiergesetz
(»Securities Act“) von Ontario, den dazu erlassenen Verordnungen und Vorschriften sowie den dazu ergangenen
Anweisungen, Beschliissen, Verfiigungen, Urteilen und sonstigen Anforderungen. Um in Ontario Clearingdienste
erbringen zu dirfen, benotigt eine CCP eine Zulassung der OSC entweder als anerkannte Clearingstelle oder als
von der Anerkennung freigestellte Clearingstelle (im Folgenden ,freigestellte Clearingstelle). Die OSC kann die
Zulassung einer Clearingstelle als anerkannte oder freigestellte Clearingstelle von Bedingungen abhingig machen.
Die OSC hat fiir alle Clearingstellen, die von ihr als anerkannte Clearingstellen zugelassen wurden, Anerkennungs-
verfiigungen erlassen, wonach die betreffenden Clearingstellen die PEMI einzuhalten haben.

(13) Die rechtsverbindlichen Anforderungen fiir in Quebec zugelassene CCPs bestehen im Wertpapiergesetz
(»Securities Act“) von Quebec, dem Derivategesetz (,Derivatives Act“) von Quebec und dem Gesetz iiber die
Finanzmarktbehorde (,Act respecting the Autorité des marchés financiers”) (AAMF) sowie den nach dem
Wertpapiergesetz von Québec und dem Derivategesetz von Québec erlassenen Verordnungen und den
Beschliissen und Verfigungen der AMF. Um in Quebec Clearingdienste erbringen zu diirfen, benétigt eine CCP
eine Zulassung der AMF entweder als anerkanntes Clearinghaus oder als von der Anerkennung freigestelltes
Clearinghaus (im Folgenden ,freigestelltes Clearinghaus®). Die AMF kann die Zulassung eines Clearinghauses als
anerkanntes oder freigestelltes Clearinghaus von Bedingungen abhingig machen. Die AMF hat fur alle
Clearinghiuser, die von ihr als anerkanntes Clearinghaus zugelassen wurden, Anerkennungsverfiigungen erlassen,
wonach die betreffenden Clearinghduser die PFMI einzuhalten haben.

(14) Bei der Bewertung der Gleichwertigkeit der fiir CCPs in den betroffenen Provinzen geltenden Rechts- und
Aufsichtsmechanismen sollte auch beriicksichtigt werden, inwieweit diese das Risiko mindern, dem in der Union
ansdssige Clearingmitglieder und Handelsplatze aufgrund ihrer Teilnahme an diesen CCPs ausgesetzt sind.
Inwieweit das Risiko gemindert wird, hiangt sowohl von der Hohe des Risikos ab, das mit den Clearingtitigkeiten
der betreffenden CCP verbunden ist und wiederum durch die Grofe des jeweiligen Finanzmarkts bestimmt wird,
als auch davon, inwieweit sich die fiir CCPs geltenden Rechts- und Aufsichtsmechanismen zur Minderung dieses
Risikos eignen. Um das gleiche Mafl an Risikominderung zu erreichen, miissen bei CCPs, die auf groferen
Finanzmirkten mit hoheren Risiken titig sind, strengere Anforderungen an die Risikominderung gestellt werden
als bei CCPs, die auf kleineren Finanzmarkten mit geringeren Risiken titig sind.

(15) In den betroffenen Provinzen zugelassene CCPs gehen ihrer Clearingtitigkeit auf einem deutlich kleineren
Finanzmarkt nach als in der Union ansissige CCPs. So machte der Gesamtwert der in den vergangenen drei
Jahren in Kanada geclearten Derivatetransaktionen weniger als 3 % des Gesamtwerts der in der Union geclearten
Derivatetransaktionen aus. Folglich ist eine Teilnahme an zugelassenen CCPs in den betroffenen Provinzen fur in
der Union ansissige Clearingmitglieder und Handelsplitze mit erheblich geringeren Risiken verbunden als eine
Teilnahme an in der Union zugelassenen CCPs.

(16) Die Rechts- und Aufsichtsmechanismen fiir in den betroffenen Provinzen zugelassene CCPs konnen folglich
insoweit als gleichwertig betrachtet werden, als sie sich zur Minderung dieses geringeren Risikos eignen. Die fiir
die in den betroffenen Provinzen zugelassenen CCPs geltenden Vorschriften, insbesondere die von den
Wertpapierregulierungsbehorden erlassenen Anerkennungsverfiigungen, die die Erfullung der PFMIs verlangen,
mindern das geringere Risiko in den betroffenen Provinzen und erzielen ein Maf$ an Risikominderung, das dem
mit der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 angestrebten gleichwertig ist.

(17) Die Kommission gelangt deshalb zu dem Schluss, dass die Rechts- und Aufsichtsmechanismen der betroffenen
Provinzen sicherstellen, dass die dort zugelassenen CCPs rechtsverbindliche Anforderungen erfillen, die den in
Titel IV der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 festgelegten Anforderungen gleichwertig sind.
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(18)  Der zweiten in Artikel 25 Absatz 6 genannten Bedingung zufolge miissen die Rechts- und Aufsichtsmechanismen,
die in den betroffenen Provinzen fiir dort zugelassene CCPs gelten, dauerhaft eine wirksame Beaufsichtigung der
betreffenden CCPs und eine effektive Rechtsdurchsetzung gewéhrleisten.

(19) Die Beaufsichtigung von CCPs, die in mehreren Provinzen zugelassen sind, erfolgt in Zusammenarbeit zwischen
den Wertpapierregulierungsbehorden der betroffenen Provinzen. Bei CCPs, die von der Bank of Canada als
mogliche Quelle fir Systemrisiken eingestuft werden, erfolgt die Beaufsichtigung in Zusammenarbeit zwischen
den Wertpapierregulierungsbehorden der betroffenen Provinzen und der Bank of Canada.

(20) In Alberta verfiigt die ASC uiber weitreichende Befugnisse, Abhilfe- oder Abschreckungsmafinahmen gegen eine
zugelassene anerkannte oder von der Anerkennung freigestellte Clearingstelle zu ergreifen, wenn dies im
offentlichen Interesse liegt oder eine Clearingstelle gegen das Wertpapierrecht Albertas verstofit. Um die
Einhaltung der geltenden Vorschriften sicherzustellen, sind sowohl anerkannte als auch von der Anerkennung
freigestellte Clearingstellen zur Herausgabe von Informationen, Unterlagen oder Aufzeichnungen verpflichtet. Die
ASC kann sowohl gegen anerkannte als auch freigestellte Clearingstellen Verwaltungsstrafen verhidngen und die
Anerkennung einer Clearingstelle oder die Verfiigung tiber die Freistellung von der Anerkennung aussetzen, deren
Bedingungen dndern oder sie zuriicknehmen. Die ASC kann auch die gerichtliche Feststellung von Verstoflen
beantragen, sonstige gerichtliche Verfahren einleiten und Ermittlungen durchfithren, die in der Verhidngung
verschiedenster Sanktionen miinden koénnen. Strafen konnen auch gegen Geschiftsfithrer und Bedienstete von
Personen oder Unternehmen oder gegen andere Personen verhdngt werden, die einen Verstofl gegen das
Wertpapierrecht von Alberta genehmigen, erlauben oder dulden. Dariiber hinaus fithrt die ASC bei anerkannten
Clearingstellen Priifungen vor Ort, regelmiRige Konsultationen sowie Uberpriifungen und Analysen der
erforderlichen Anmeldungen durch und kann Beschliisse zu allen internen Vorschriften, Verfahren oder Praktiken
anerkannter Clearingstellen fassen, wenn dies aus ihrer Sicht im offentlichen Interesse liegt.

(21)  In British Columbia fithrt die BCSC die laufende Beaufsichtigung anerkannter Clearingstellen mittels periodischer
Priifungen vor Ort und regelmifiger Kommunikation mit der oberen Leitungsebene der Clearingstelle sowie
mittels Uberpriifung der von der Clearingstelle gemeldeten Angaben und der Einhaltung der Anforderungen unter
anderem in Bezug auf das Risikomanagement durch. Die BCSC verfiigt tiber weitreichende Befugnisse, Abhilfe-
oder Abschreckungsmafinahmen gegen eine zugelassene Clearingstelle zu ergreifen, wenn dies im 6ffentlichen
Interesse liegt oder eine Clearingstelle gegen das Wertpapierrecht von British Columbia verstofft. Zu diesen
Mafinahmen gehoren auch Beschliisse iiber die Satzung, Vorschriften, Verfahren oder Praktiken oder die Art und
Weise der Geschiftsfithrung einer anerkannten Clearingstelle sowie Verfiigungen in Bezug auf die anerkannte
Clearingstelle, insbesondere auch die Aussetzung oder Riicknahme der Anerkennung von Clearingstellen sowie
die Durchfihrung von Ermittlungen, die zur Verhidngung von Sanktionen fithren kénnen.

(22) In Manitoba fithrt die MSC die laufende Beaufsichtigung zugelassener anerkannter oder von der Anerkennung
freigestellter Clearingstellen durch. Allerdings werden freigestellte Clearingstellen von der MSC in
eingeschrinkterem Umfang beaufsichtigt. Bei anerkannten Clearingstellen oder Clearinghdusern erfolgt die
Beaufsichtigung mittels periodischer Uberpriifung der Meldungen, periodischer Priifungen vor Ort, regelméfiger
Kommunikation mit der oberen Leitungsebene der Clearingstelle bzw. des Clearinghauses und einer jihrlichen
Bewertung der Risiken und Kontrollen. Der MSC stehen verschiedene Instrumente zur Verfiigung, um Verstofle
einer zugelassenen Clearingstelle oder eines zugelassenen Clearinghauses gegen bestimmte Anforderungen zu
ahnden; so kann sie unter anderem die Zulassung der Clearingstelle von Bedingungen abhingig machen, die
Verfugungen tber die Zulassung der Clearingstelle bzw. des Clearinghauses aussetzen oder widerrufen oder
Ermittlungen durchfithren, die in der Verhingung von GeldbufSen oder anderen Sanktionen miinden konnen.

(23) In Ontario fithrt die OSC die laufende Beaufsichtigung der als anerkannte Clearingstellen zugelassenen CCPs
mittels periodischer Priifungen vor Ort und regelmifiger Kommunikation mit der oberen Leitungsebene der
Clearingstelle, regelmdRiger Bewertung der Risiken und Kontrollen sowie mittels Uberpriifung der von der
Clearingstelle gemeldeten Angaben und der Einhaltung der Anforderungen unter anderem in Bezug auf das
Risikomanagement durch. Allerdings werden freigestellte Clearingstellen von der OSC in eingeschrinkterem
Umfang beaufsichtigt. Die OSC verfiigt iiber weitreichende Befugnisse, Beschliisse iiber die Satzung, die
Vorschriften und Verfahren sowie die Art und Weise der Geschiftsfihrung einer anerkannten Clearingstelle zu
fassen und Abhilfe- oder Abschreckungsmafinahmen gegen eine zugelassene anerkannte oder von der
Anerkennung freigestellte Clearingstelle zu ergreifen, wenn dies im offentlichen Interesse liegt oder eine
Clearingstelle gegen das Wertpapierrecht Ontarios verstofft. Zu diesen Mafnahmen gehort auch der Erlass von
Beschliissen oder Verfiigungen in Bezug auf die Clearingstelle, die Verhingung von Bedingungen, Beschrinkungen
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oder Anforderungen fiir die Clearingstelle, die Aussetzung oder Riicknahme der Zulassung der Clearingstelle
sowie die Durchfithrung von Ermittlungen, die in der Verhingung von Geldbufen oder Sanktionen miinden
konnen.

(24)  In Quebec verfiigt die AMF iiber umfassende Aufsichtsbefugnisse in Bezug auf simtliche Tatigkeiten zugelassener
Clearinghduser und wacht tiber die Einhaltung des Wertpapiergesetzes von Quebec, des Derivategesetzes von
Quebec und des AAMF. Diese Gesetze bilden den allgemeinen Rechtsrahmen, in dem die AMF die ihrer Aufsicht
unterstehenden Finanzunternehmen, etwa zugelassene Clearinghduser, kontrolliert. Die AMF kann von jedem
zugelassenen Clearinghaus Informationen verlangen, eine Vernehmung unter Eid beantragen sowie Ermittlungen
und Priifungen vor Ort durchfithren. Der AMF stehen verschiedene Instrumente zur Verfiigung, um Verstofe von
Clearinghdusern gegen die Anforderungen zu ahnden. Sie kann unter anderem die Anwendung der internen
Vorschriften und Verfahren eines anerkannten Clearinghauses aussetzen, die Verinderung einer Vorschrift oder
Praxis eines anerkannten Clearinghauses verlangen, um die Konformitit mit den geltenden Rechtsvorschriften
herzustellen, Mafinahmen gegen ein zugelassenes Clearinghaus ergreifen, um die Erfiilllung der gegeniiber der
AMF ecingegangenen Verpflichtungen zu gewdhrleisten, Geldbuflen gegen ein zugelassenes Clearinghaus
verhingen und die Zulassung bzw. Freistellung eines Clearinghauses abdndern, aussetzen oder widerrufen.

(25) Die Kommission gelangt deshalb zu dem Schluss, dass die Rechts- und Aufsichtsmechanismen der betroffenen
Provinzen fir dort zugelassene CCPs auf Dauer eine wirksame Beaufsichtigung und eine effektive
Rechtsdurchsetzung gewéhrleisten.

(26)  Der dritten in Artikel 25 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 genannten Bedingung zufolge miissen die
Rechts- und Aufsichtsmechanismen der betroffenen Provinzen ein wirksames gleichwertiges System fiir die
Anerkennung von nach dem Recht eines Drittstaats zugelassen CCPs (im Folgenden ,Drittstaat-CCPs*) vorsehen.

(27)  Drittstaat-CCPs, die in British Columbia oder Manitoba als Clearingstelle oder Clearinghaus titig werden wollen,
konnen in British Columbia und Manitoba bzw. miissen in Alberta, Ontario und Quebec einen Antrag auf
Anerkennung oder auf Freistellung von der Anerkennung in der betroffenen Provinz stellen, um vorbehaltlich in
der Anerkennungs- oder Freistellungsverfigung festgelegter geeigneter Bedingungen in Kanada dieselben
Clearingdienste erbringen zu diirfen wie im betreffenden Drittstaat. Eine Freistellung kann gewihrt werden, wenn
die Drittstaat-CCP fiir den Markt der Provinz nicht von systemischer Bedeutung ist bzw. kein anderweitiges
signifikantes Risiko fiir die Kapitalmarkte birgt, sofern sie vergleichbaren Rechtsvorschriften unterliegt. Allerdings
konnen sich die Behorden, auch wenn die Drittstaat-CCP eine Anerkennung beantragen muss, auf die
Beaufsichtigung durch die Regulierungsbehorden des Drittstaates verlassen, sofern die fur die Drittstaat-CCP
geltenden Rechtsvorschriften mit den geltenden Rechtsvorschriften der betroffenen Provinz vergleichbar sind.

(28) Auch wenn das in den Rechtsvorschriften der betroffenen kanadischen Provinzen vorgesehene Verfahren zur
Anerkennung von Drittstaat-CCP anders strukturiert ist als das Verfahren der Verordnung (EU) Nr. 648/2012,
sollte dennoch davon ausgegangen werden, dass es ein wirksames gleichwertiges System fiir die Anerkennung von
Drittstaat-CCPs gewihrleistet.

(29) Aus dem gleichen Grund ist davon auszugehen, dass die Rechts- und Aufsichtsmechanismen der betroffenen
kanadischen Provinzen die Bedingungen von Artikel 25 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 erfiillen,
weswegen diese Rechts- und Aufsichtsmechanismen als gleichwertig mit den Anforderungen der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 betrachtet werden sollten. Die Kommission sollte weiterhin regelmafig verfolgen, wie sich der
Rechts- und Aufsichtsrahmen der betroffenen Provinzen fiir CCPs weiterentwickelt und ob die Bedingungen, auf
deren Grundlage dieser Beschluss gefasst wurde, noch erfillt sind.

(30) Die regelmiRige Uberpriifung der Rechts- und Aufsichtsmechanismen, die in Kanada fiir dort zugelassene CCPs
gelten, sollte die Kommission nicht daran hindern, zu jedem beliebigen Zeitpunkt eine spezifische Uberpriifung
auferhalb der allgemeinen Uberpriifung durchzufithren, wenn einschligige Entwicklungen erfordern, dass die
Kommission die mit diesem Beschluss erteilte Anerkennung neu bewertet. Eine solche Neubewertung konnte zur
Riicknahme der Anerkennung der Gleichwertigkeit fuhren.

(31) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Mafnahmen stehen mit der Stellungnahme des Europiischen Wertpapie-
rausschusses in Einklang —
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Fir die Zwecke des Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 werden die Rechts- und Aufsichtsmechanismen der
kanadischen Provinzen Alberta, British Columbia, Manitoba, Ontario und Quebec, die aus dem Wertpapiergesetz
(»Securities Act) von Alberta, dem Wertpapiergesetz (,Securities Act®) von British Columbia, dem Warentermingesetz
(,Commodity Futures Act“) von Manitoba, dem Wertpapiergesetz (,Securities Act) von Ontario, dem Wertpapiergesetz
(.Securities Act) von Quebec, dem Derivategesetz (,Derivatives Act®) von Québec, dem Gesetz {iiber die
Finanzmarktbehorde (,Act respecting the Autorité des marchés financiers”) und den dazu erlassenen Vorschriften,
Verordnungen, Beschliissen, Anweisungen und Verfigungen, einschlieflich der fiir dort zugelassene CCPs geltenden
Anerkennungsverfigungen, bestehen, als gleichwertig mit den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012
betrachtet.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Briissel, den 13. November 2015

Fiir die Kommission
Der Président
Jean-Claude JUNCKER



	DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2015/2040 DER KOMMISSION vom 13. November 2015 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens bestimmter Provinzen Kanadas für zentrale Gegenparteien mit den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister 

